
Zur Veranstaltung:  XXX 

am: XXX 

in: XXX 

 

 

E N T H A F T U N G S E R K L Ä R U N G  

und Erklärung zur Sondernutzung 

 

 

 Der Veranstalter stellt den Bund, die Länder, die Landkreise, die 

Gemeinden und sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts von 

allen Ersatzansprüchen frei, die aus Anlass der Veranstaltung aufgrund 

gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen von Teilnehmern oder Dritten 

erhoben werden können. 

 

 Der Veranstalter und die Teilnehmer der Veranstaltung verzichten hiermit 

auf Schadenersatzansprüche gegen die Straßenbaulastträger, die durch 

die Beschaffenheit der bei der Veranstaltung zu benützenden Straßen 

samt Zubehör verursacht sein können. Der Straßenbaulastträger und die 

Erlaubnisbehörden übernehmen keine Gewähr dafür, dass die Straßen 

uneingeschränkt benutzt werden können. 

 

 Weiterhin haftet der Veranstalter für eigenes Verschulden – im Rahmen 

des Organisationsverschuldens auch für Verschulden von Teilnehmern – 

aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen für Schäden, die durch 

die Veranstaltung oder aus Anlass Ihrer Durchführung an den zu 

benutzenden Grundstücken entstehen; die Veranstaltungshaft-

pflichtversicherung muss die sich hieraus ergebenden Wagnisse 

abdecken. 

 

 Es werden die erforderlichen geeigneten Maßnahmen für eine 

ordnungsgemäße und sichere Durchführung der Veranstaltung getroffen, 

wie z. B. das Vorbehalten einer ausreichenden Anzahl von Ordnern, um 

etwa Schäden an Grundstücken nicht eintreten zu lassen. 

 

 Mir ist bekannt, dass die Veranstaltung eine Sondernutzung im Sinne des 

§ 8 Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) bzw. § 16 Hessisches 

Straßengesetz (HStrG) darstellt und ich als Erlaubnisnehmer alle Kosten zu 

ersetzen habe, die dem Träger der Straßenbaulast durch die 

Sondernutzung entstehen. 

 

 Mir ist bekannt, dass der Träger der Straßenbaulast und die 

Straßenverkehrsbehörde keinerlei Gewähr dafür übernehmen, dass die 

Straßen samt Zubehör durch die Sondernutzung uneingeschränkt benutzt 

werden können. Den Träger der Straßenbaulast trifft im Rahmen der 



Sondernutzung keinerlei Haftung wegen Verletzung der 

Verkehrssicherungspflicht. 

 

 Soweit die zuständigen Behörden aus Anlass der Veranstaltung 

Aufwendungen für besondere Maßnahmen verlangen können, verpflichte 

ich mich, diese zu erstatten. 

  

 Über den nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu § 29 Abs. 2 

Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) für Veranstaltungen vorgeschriebenen 

Umfang von Haftpflichtversicherungen sowie ggf. notwendigen 

Unfallversicherungsschutz bin ich informiert. Eine Bestätigung zu dem von 

der Erlaubnisbehörde verlangten Versicherungsschutz stelle ich zur 

Verfügung bzw. habe ich bereits zur Verfügung gestellt. Mir ist bekannt, 

dass ohne eine solche Bestätigung die Erlaubnis nicht erteilt werden kann. 

. 

 

 

 

 

 

 

________________________  __________________________   

 Ort, Datum Unterschrift des Veranstalters 



Anzuwendende Vorschriften: 

 

Straßenverkehrsordnung (StVO) 

§ 29 StVO Übermäßige Straßenbenutzung 

(2) Veranstaltungen, für die Straßen mehr als verkehrsüblich in Anspruch genommen 

werden, bedürfen der Erlaubnis. Das ist der Fall, wenn die Benutzung der Straße für den 

Verkehr wegen der Zahl oder des Verhaltens der Teilnehmer oder Fahrweise der beteiligten 

Fahrzeuge eingeschränkt wird; Kraftfahrzeuge in geschlossenen Verband nehmen die Straße 

stets mehr als verkehrsüblich in Anspruch. Der Veranstalter hat dafür zu sorgen, dass die 

Verkehrsvorschriften sowie etwaige Bedingungen und Auflagen befolgt werden. 

 

 

Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) zu § 29 

StVO Übermäßige Straßenbenutzung 

 

Zu Abs. 2 

 

II. Allgemeine Grundsätze 

Die Erlaubnisbehörde ordnet alle erforderlichen Maßnahmen an und knüpft die Erlaubnis 

insbesondere an folgende Auflagen und Bedingungen: 

1. Veranstaltungen sollen grundsätzlich auf abgesperrtem Gelände durchgeführt 

werden. Ist eine vollständige Sperrung wegen der besonderen Art der Veranstaltung 

nicht erforderlich und nicht verhältnismäßig, dürfen nur Straßen benutzt werden, auf 

denen die Sicherheit und Ordnung des allgemeinen Verkehrs nicht beeinträchtigt 

wird. Zu Rennveranstaltungen vgl. Randnummern 4 und 8. 

 

2. Die Erlaubnispflicht erstreckt sich auch auf Straßen mit tatsächlich öffentlichem 

Verkehr. Für deren Benutzung ist zusätzlich die Zustimmung des 

Verfügungsberechtigten erforderlich. 

 

3. Auf das Erholungs- und Ruhebedürfnis der Bevölkerung ist besonders Rücksicht zu 

nehmen. Veranstaltungen, die geeignet sind, die Nachtruhe der Bevölkerung zu 

stören, dürfen für die Zeit von 22.00 – 06.00 Uhr nicht erlaubt werden. 

 

4. Eine Erlaubnis darf nur Veranstaltern erteilt werden, die die Gewähr dafür bieten, 

dass die Veranstaltung entsprechend den Bedingungen und Auflagen der 

Erlaubnisbehörde abgewickelt wird. Diese Gewähr bietet ein Veranstalter in der Regel 

nicht, wenn er eine erlaubnispflichtige Veranstaltung ohne Erlaubnis durchgeführt 

oder die Nichtbeachtung von Bedingungen und Auflagen einer erlaubten 

Veranstaltung zu vertreten hat. 

 

5. Die Erlaubnisbehörde hat sich vom Veranstalter schriftlich seine Kenntnis darüber 

bestätigen zu lassen, dass die Veranstaltung eine Sondernutzung im Sinne des § 8 

des Bundesfernstraßengesetz bzw. der entsprechenden Bestimmungen der Länder 

darstellt. In der Erklärung ist insbesondere die Kenntnis über die straßenrechtlichen 

Erstattungsansprüche zu bestätigen, wonach der Erlaubnisnehmer alle Kosten zu 

ersetzen hat, die dem Träger der Straßenbaulast durch die Sondernutzung entstehen. 

Das zuständige Bundesministerium gibt ein Muster einer solchen Erklärung nach 

Anhörung der obersten Landesbehörde im Verkehrsblatt bekannt. Diese ist bei allen 

Veranstaltungen mit der Antragstellung zu verlangen. Im Übrigen bleiben die 

gesetzlichen Vorschriften über die Haftpflicht des Veranstalters unberührt. Hierauf ist 

im Erlaubnisbescheid hinzuweisen. 

 

6. In den Erlaubnisbescheid ist zudem aufzunehmen, dass der Straßenbaulastträger und 

die Erlaubnisbehörde keinerlei Gewähr dafür übernehmen, dass die Straßen samt 

Zubehör durch die Sondernutzung uneingeschränkt benutzt werden können und den 

Straßenbaulastträger im Rahmen der Sondernutzung keinerlei Haftung wegen 

Verletzung der Verkehrssicherungspflicht trifft. 



7. Die Erlaubnisbehörde hat den Abschluss von Versicherungen zur Abdeckung 

gesetzlicher Haftpflichtansprüche (vgl. Nr. 5) mit folgenden 

Mindestversicherungssummen zu verlangen: 

Bei Veranstaltungen mit Kraftwagen und bei gemischten Veranstaltungen 

500.000 € für Personenschäden (für die einzelne Person min. 150.000 €) 

100.000 € für Sachschäden 

20.000 € für Vermögensschäden 

 

Bei Veranstaltungen mit Motorrädern und Karts 

250.000 € für Personenschäden (für die einzelne Person min. 150.000 €) 

50.000 € für Sachschäden 

5.000 € für Vermögensschäden 

 

Bei Radsportveranstaltungen, anderen Veranstaltungen mit Fahrrädern und sonstigen 

Veranstaltungen 

250.000 € für Personenschäden (für die einzelne Person min. 100.000 €) 

50.000 € für Sachschäden 

5.000 € für Vermögensschäden 

 

8. Bei Bedarf ist im Streckenverlauf, insbesondere an Gefahrenstellen, der Einsatz 

zuverlässiger, kenntlich gemachter Ordner (z.B. durch Armbinden oder Warnwesten) 

aufzuerlegen. Diese sind darauf hinzuweisen, dass ihnen keine polizeilichen 

Befugnisse zustehen und dass sie den Weisungen der Polizei unterliegen. 

 

9. Soweit es die Art der Veranstaltung zulässt ist zudem zu verlangen, Anfang und Ende 

der Teilnehmerfelder durch besonders kenntlich gemachte Fahrzeuge (Spitzen- und 

Schlussfahrzeug) oder Personen anzuzeigen. 

 

10. Dem Veranstalter kann aufgegeben werden, in der Tagespresse und in sonst 

geeigneter Weise rechtzeitig auf die Veranstaltung hinzuweisen. 

 

11. Im Erlaubnisbescheid ist darauf hinzuweisen, dass die Teilnehmer an einer 

Veranstaltung kein Vorrecht im Straßenverkehr genießen und -ausgenommen auf 

gesperrten Straßen- die Straßenverkehrsvorschriften zu beachten haben. 

 

 

III. Erlaubnisverfahren 

 

1. Allgemeines 

 

a) Für das Verfahren werden im zuständigen Bundesministerium nach Anhörung der 

zuständigen obersten Landesbehörden Formblätter (z.B. für die Erklärungen) 

herausgegeben und im Verkehrsblatt veröffentlicht. 

 

b) Es sind die Polizei, die Straßenverkehrsbehörden, die Behörden der 

Straßenbaulastträger, die Forstbehörden und die Naturschutzbehörden zu hören, 

soweit ihr Zuständigkeitsbereich berührt wird. Werden Bahnstrecken höhengleich 

(Bahnübergänge) gekreuzt, sind die betroffenen Eisenbahninfrastrukturunternehmen 

anzuhören. 

 

c) Werden Forderungen von den nach Buchstabe c gehörten Stellen erhoben, sollen 

diese im Erlaubnisbescheid durch entsprechende Bedingungen und Auflagen 

berücksichtigt werden. Forderungen des Straßenbaulastträgers und des 

Eisenbahninfrastrukturunternehmens sind zwingend zu berücksichtigen. Können 

Behörden die Erstattung von Aufwendungen für besondere Maßnahmen aus Anlass 

der Veranstaltung verlangen, so hat sich der Antragsteller schriftlich zu deren 

Erstattung zu verpflichten (vgl. Nr. 5). Eine vom Straßenbaulastträger geforderte 

Sondernutzungsgebühr ist im Erlaubnisbescheid gesondert festzusetzen. 



d) Die Erlaubnis soll erst dann erteilt werden, wenn die beteiligten Behörden und Stellen 

gegen die Veranstaltung keine Bedenken geltend gemacht haben. 

 

5. Sonstige Veranstaltungen 

 

a) Volkswanderungen, Volksläufe und Radtouren sollen nur auf abgelegenen Straßen 

(Gemeindestraßen, Feld- und Waldwegen) zugelassen werden. 

 

b) Vom Veranstalter ist ausreichender Feuerschutz (wegen evtl. Waldbrandgefahr), die 

Vorhaltung eines Sanitätsdienstes und von hygienischen Anlagen zu verlangen. 

 

c) In der Regel ist zu verlangen, dass die Teilnehmer in Gruppen starten. 

 


